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Ein paar Worte vom Layouter...
Wieder eine zweifarbige Nummer von RE-
VOLUTION! Hurra! Für alle, die meinen, diese 
Zeitung sei bisher zu einseitig gewesen, ha-
ben wir eine zweite Publikation, KONTERRE-
VOLUTION, gestartet.

Für diese Ausgabe kamen viele Artikel mit 
Fussnoten und weiterführenden Links. Die-
se sind aus Platzgründen nicht gedruckt wor-
den, jedoch auf unserer Website zu finden.

Wir hoffen, dass wir einen kleinen Beitrag 
dazu leisten können, dass auch hierzulande 
französische Verhältnisse entstehen. Vive la 

révolution! A bas le capitalisme!
Berlin, den 24. April 2006

4.-7. Mai
Viertes Europäsiches Sozialforum in Athen
☛ athens.fse-esf.org

Samstag, 6. Mai
Naziaufmarsch in Münster verhindern!
☛ www.no-nazis.net.ms

Samstag, 13. Mai
Naziaufmarsch in Göttingen verhindern!
☛ www.desaster-reloaded.de.vu

Samstag, 3. Juni
bundesweite Demo gegen Massentlassun-
gen, Sozialabbau, innere Aufrüstung und Krieg
11 Uhr, Alexanderplatz, Berlin
☛ www.protest2006.de

31. Juli - 4. August
REVOCAMP in Tschechien – nähere Infos dem-
nächst auf ☛ www.onesolutionrevolution.de

weitere Termine für Berlin
☛ stressfaktor.squat.net/termine.php

Grüße aus Guatemala 
Ich bin jetzt schon über ein halbes Jahr in Gu-
atemala, und der Aufenthalt hier hat mich in 
keinster Weise von meinem Engagement für 
die sozialistische Revolution abgebracht. Im 
Gegenteil, ich kann euch sagen, dass die Welt 
ganz dringend eine Revolution braucht!

Wenn ich jeden Tag bei meiner Arbeit die 
Menschen sehe, wie sie verzweifelt versuchen, 
irgendwelche Kleinigkeiten zu verkaufen, in 
Busse einsteigen und um Geld bitten oder ein-
fach betteln, wie sie in ihren Blechhütten zu-
sammengepfercht leben und jeden Tag von Ge-
walt und Drogenmissbrauch geprägt werden, 
schwellt meine Wut auf dieses ungerechte Sys-
tem immer wieder aufs Neue an. Eine Wut ver-
mischt mit Trauer, weil alles so hilflos aussieht. 
Aber ich weiß immer, dass es noch viel mehr 
Leute auf der Welt gibt, die sich so wie ich nicht 
mit der Situation abfinden, die etwas ändern 
wollen, und bereit sind sich zu organisieren.

Deshalb bin ich froh eine Organisation wie 
Revolution zu haben die die Wut in Aktion um-
zuwandeln und die richtigen Antworten zu lie-
fern versucht. Einen ganz großen revolutionä-
ren Gruß nach Deutschland an meine Genos-
sen und Genossinnen! Es lohnt sich zu kämp-
fen! Hasta la victoria!

Jaime  aus Stuttgart/Guatemala-Stadt

Ein Stalin-Button?
Ihr solltet euch gut überlegen, ob ihr weiterhin 
Buttons mit Stalins Bild verkauft.

von Christian aus Hannover

AW: Ein Stalin-Button?
Wir haben tatsächlich ein Button mit Sta-
lins Gesicht darauf. Aber um das Bild herum 
steht der Text: „Der Totengräber der Revo-
lution!“ So hat Trotzki den Dschugaschwi-
li (aka Stalin) bezeichnet, bevor er wegen 
seiner Opposition zur stalinistischen Politik 
verbannt und ermordet wurde. Blöd ist nur, 
dass der Schriftzug auf dem Button auf un-
serer Website nicht lesbar ist!

von Huey aus Kreuzberg

Bundeswehr-Börse in Bernau
Am 7. April fand in Bernau am PPG-Gymnasi-
um zum wiederholten Male die Ausbildungs- 
und Studienbörse statt. Wie jedes Jahr reisten 
alle möglichen kapitalistischen Unternehmer 
an. Neben Siemens, Daimler Chrysler, der deut-
schen Bank und anderen großen Haien des ka-
pitalistischen Marktes hatten sich auch die Poli-
zei und die Bundeswehr eingefunden. Letztere 
warb mit dem Slogan „Wir sichern die Zukunft“.

Damit setzt die BW ihre Strategie fort, in 
Schulen zu gehen, um so die perspektivlosen 
Jugendlichen mit Ausbildungsangeboten zu 
ködern und das Bestehen der BW als imperialis-
tische Armee zu sichern. Dabei wurde natürlich 
nicht erwähnt, für wie viele Menschen die BW 
bereits die Zukunft zerbombt hat. Jugoslawien, 
Afghanistan – weitere Kriege werden folgen.

Denn die BW ist keine Verteidigungsarmee, 
wie sie es immer ganz gern von sich behaup-
tet. Verteidigung – das bedeutet für sie die Ver-

teidigung der kapitalistischen Produktionsord-
nung. Der Bundeswehr darf kein Raum geboten 
werden, um sich als Verteidiger der Menschen-
rechte präsentieren zu können, denn das ist sie 
nicht. Deshalb fordern wir: Bundeswehr raus 
aus den Schulen!
von Bartholomäus aus Bernau (www.revo-bernau.de.vu)

Anti-ASBO
Hört euch doch mal an was die Cops und die 
Stadtverwaltung hier in Leeds verzapfen: Seit ... 
Monaten gilt die neue sogenannte „ASBO“-Re-
gelung. „ASBO“ steht für Anti-Social-Behaviour-
Order, was auf Deutsch etwa „Anti-Sozialer-Ver-
haltens-Verweis“ oder einen ähnlichen  Schrott 
bedeuten könnte. Die ganze Sache bedeutet, 
das die Cops an alle Gruppen von (zumeist ju-
gendlichen) drei Personen oder mehr Platzver-
weise geben können wenn diese in der Öffent-
lichkeit Rauchen, Trinken, Skateboard fahren 
oder ganz einfach nur rumhängen.

Wie Mensch es sich auch kaum anders denken 
kann sind der Kleinhandelsverband und meh-
rere Einkaufszentren mehr als glücklich endlich 
den Staat gegen jugendliches “Gesindel” vorge-
hen zu sehen. Dies ist umso heuchlerischer, da 
in den letzten zehn Jahren an kaum einer ande-
ren Stelle soviel gekürzt wurde wie bei Jugend-
treffs und -clubs. REVO-Leeds und natürlich alle 
anderen Revo Gruppen rufen hiermit (und mit 
unserer erfolgreich laufenden Anti-ASBO Kam-
pagne) dazu auf diesen Schwachsinnsparagra-
phen abzuschaffen und danach natürlich auch 
noch den Kapitalismus zu besiegen.

In diesem Sinne „ASBOs are a waste of time, 
being young is not a crime”.

 Leeds Revo (www.worldrevolution.org.uk)

Postkarte aus Frankreich
Acht GenossInnen von REVO UK waren in Frank-
reich für den großen Protesttag am 4. April.

Wir kamen am 1.4. nach Lille, wo die nationa-
le Studentenkoordinierung sich traf. Innerhalb 
der Uni hingen überall Transparent mit Losun-
gen gegen das CPE oder auch „Nous sommes 
tous casseurs“ („Wir sind alle Randalierer“).

Bei dem Treffen waren fast 400 StudentInnen 
aus ganz Frankreich. Die Diskussionen mussten 
immer wieder unterbrochen worden, weil die 
ganze Halle „Tous ensemble, tous ensemble, 
grève generale!“ gerufen hat.

Am Sonntag fuhren wir nach Paris. Wir wollten 
in die Sorbonne, aber diese Uni war von der CRS 
(Bereitschaftspolizei) verbarrikadiert. Deshalb 
gingen wir zu einer Einwanderungsbehörde, die 
von StudentInnen und „illegalen“ EinwandererIn-
nen besetzt wurde. Dort kleben viele Aufkleber: 
„Sans-Papiers und Studenten gemeinsam!“

Morgen kommt die große Demo – wir haben 
bereits Schale und Taucherbrillen, um uns vor 
Tränengas zu schützen.

Die Breite dieser Bewegung macht klar, wel-
che große internationale Bedeutung die Ereig-
nisse in Frankreich haben.

von Nat aus Cambridge/UK (vom 3. April)

Wo ist dein Bericht/Leserbrief?
Schick ihn an: info@onesolutionrevolution.de2

Liebe Revo...Mobilize

Das rote Jugendcafé in Schöneberg/Kreuzberg 
★ jeden Freitag um 17 Uhr in der Roten Insel ★ 
Mansteinstr. 10 ★ U+S-Bhf Yorckstraße

5.5.: Graffiti is no Crime!
Infos zur Repression gegen Writer und den 
Protesten gegen den 2. Anti-Graffiti-Kongress

12.5.: Arbeiterkämpfe
Welche Streiks gibt es in Berlin? Warum gibt es 
sie? Und warum müssen wir sie unterstützen?

19.5.: Biji Kurdistan!
Zum aktuellen Staatsterrorismus gegen 
die kurdische Befreiungsbewegung

26.5.: Proteste in Frankreich
Brennende Vorstädte und Millionenproteste 
– kommt eine neue französische Revolution?

powered by: REVOLUTION und [‘solid]36

☛ www.caferojo.de.vu

Café Rojo



„Das CPE ist tot.” Das war auf einem Trans-
parent zu lesen auf einer Demonstrati-

on in Paris am 11. April.
Am Abend davor hatte Staatpräsident Jac-

ques Chirac das Gesetz zum „Ersteinstellungs-
vertrag” (CPE) zurückgezogen.  Das Gesetz hätte 
es Unternehmern ermöglicht, Jugendliche un-
ter 26 während einer Probezeit von zwei Jahren 
jederzeit, ohne Angabe von Gründen zu entlas-
sen. Damit waren die Anti-CPE-Proteste, die wo-
chenlang das Land erschütterten, erfolgreich.

Die Proteste gegen das CPE hatten einen 
Monat vorher mit der Besetzung der Sorbon-
ne-Universität am 11. März begonnen. In den 
nächsten Tagen wurden hunderte Unis und 
Schulen besetzt.

Die Gewerkschaften waren anfangs sehr zu-
rückhaltend: Noch Ende Februar sah die Gewerk-
schaft CGT keine Möglichkeit, das CPE-Gesetz zu 
kippen, und hielt eine breite Protestbewegung 
für sinnlos. Jedoch durch den Druck der Studen-
ten- und Schülerproteste wurden die Zentra-
len der Gewerkschaften gezwungen, mehrere 
Streik- und Aktionstage zu organisieren.

An zwei aufeinander folgenden Dienstagen 
(28.3. und 4.4.) demonstrierten zwei bis drei 
Millionen Menschen in ganz Frankreich. In jeder 
Stadt gab es Massendemos, die meisten Schu-
len und Unis wurde geschlossen, viele Betriebe 
wurden bestreikt und kaum ein Zug ist gefah-
ren. Obwohl die bürgerlichen Medien haupt-
sächlich über ein paar Rangeleien mit der Po-
lizei am Rande berichteten – als würde es sich 
bei den drei Millionen nur um „Chaoten” han-
deln! –, ging es um die größten Proteste seit 
Jahren in Frankreich.

Tous Ensemble!
Diese Proteste kamen zustande als Gipfel eines 
langen Prozess: In den letzten zwei Jahren gab 
es Streiks gegen die Privatisierung verschiede-
ner Staatsbetriebe, Schülerproteste gegen eine 
geplante Schulreform, die „Non”-Kampagne ge-
gen die EU-Verfassung, die Aufstände der Vor-
städte gegen den Rassismus...

Es waren alles Proteste gegen die neolibera-
len Angriffe. Dass die Bewegung gegen das CPE 
erfolgreich war, lag daran, dass die verschiede-
nen Sektoren, die von der Offensive der Herr-
schenden betroffen sind, zusammen gekämpft 
haben. Erst als die organisierte Arbeiterbewe-
gung dazu gestossen ist und die Wirtschaft 
lahm gelegt hat, hat es den Herrschenden zum 
Rückzug gedrängt.

Im Moment diskutiert die deutsche Linke dar-
über, wie man mit Wahlkämpfen von PDS oder 
WASG die Angriffe auf die sozialen Rechte hier im 
Landes aufhalten könnte. Die „französischen” Mit-
tel – Besetzung, Blockaden, Massendemos und 
Generalstreiks – sind aber wesentlich effektiver 
als solche Wahlantritte.

Wichtiger als 5% der Stimmen bei einer Kom-
munalwahl zu kriegen, ist es 5% der Menschen 
auf die Straße bringen! Vier Millionen Stimmen für 
die Linkspartei geben uns nichts als ein paar Sitze 
im Parlament – aber vier Millionen Menschen auf 
der Straße würde uns eine reale Kraft geben!

Die bürgerliche Presse wirft der Regierung 
von de Villepin „Kapitulation“ vor. Tatsächlich 
war die Rücknahme des CPE-Gesetz ein Rück-
zug –  um zu verhindern, dass am Ende noch die 
gesamte Regierung gestürzt wird.

Haben die deutschen oder amerikanischen 
Kapitalisten wenig Verständnis für diesen Rück-
zug, dann nur deshalb, weil sie sich selten mit 
Bewegungen dieser Größe konfrontiert sehen. 
Bei den französischen Kapitalisten ist die Angst 
vor einer Krise wie im Jahr 1968 noch präsent.

Mort?
Aber mit dem Tod des CPE ist die Bewegung da-
gegen auch gestorben. Einzelne Universitäten 
werden weiterhin bestreikt und linke Aktivis-
tInnen reden darüber, dass die Rücknahme der 
früheren Arbeitsmarktreform CNE ebenfalls auf 
den Tisch gebracht werden soll. Dennoch ist die 
Bewegung abgeblasen.

War da nicht mehr drin? Diese Millionenprotes-
te waren im Endeffekt nicht in der Lage, den Rück-
tritt eines einzigen Ministers zu erzwingen. Zwei-
fellos werden neue, noch schlimmere Sozialab-
bau-Maßnahmen in den kommenden Monaten 
kommen. Beim nächsten Mal wird eine so breite 
Streikbewegung nicht einfach ausbrechen.

Die Bewegung gegen das CPE hätte wei-
tergeführt werden können, bis zu einem Sturz 
der Regierung. Genau das hat eine landesweite 
Stundenten- und Schülerversammlung gefor-
dert. Aber diese Zielsetzung wurde von den Re-
formisten der Gewerkschaften und der linken 
Parteien einfach ignoriert.

Reformismus ist nämlich kein rein deutsches 
Phänomen. In Frankreich haben Ex-Stalinisten, 
Sozialdemokraten und Zentristen die Bewegung 
der SchülerInnen und StudentInnen von Anfang 
an nur als mögliches Stimmvieh für die Wah-
len im nächsten Jahr betrachtet. Auch in Frank-
reich wird ein „linkes“ Wahlbündnis angestrebt, 
vergleichbar mit dem italienischen Mitte-Links-

Bündnis, das gerade Berlusconi geschlagen hat. 
Heute wird die Rücknahme des CPE als „gro-

ßer Sieg” gefeiert, nachdem die Reformisten 
aus linken Parteien und Gewerkschaften sich 
auf die Spitze der Bewegung gesetzt hatten.

Deren Ziel ist nicht die Rücknahme der gan-
zen neoliberalen Angriffe der letzten Jahre. 
Schließlich haben „Sozialisten“ und „Kommu-
nisten“ in Frankreich schon viele Einschränkun-
gen beim Kündigungsschutz selber verabschie-
det, als sie in der Regierung saßen.

Gauche?
Um trotz der Bremse der Gewerkschaftszentra-
len weiter zu machen, hätten die Koordinierun-
gen zwischen Studenten-, Schüler- und Arbei-
terorganisationen ausgebaut werden müssen. 
Solche Strukturen hätten die Proteste voran-
treiben können, und würden gleichzeitig eine 
alternative Macht zum Staatsapparat der „Fünf-
ten Republik“ darstellen, eine Macht der Arbei-
terInnen, StudentInnen und SchülerInnen. 

Die Jugendlichen in Frankreich werden viel-
leicht die Proteste aufgeben und nach Hause ge-
hen. Aber ihre Situation wird sich trotz der Rück-
nahme des CPE kaum verbessern – Arbeitslosig-
keit und Billigjobs sind für Jugendliche heutzu-
tage schon die Regel. Die Forderung nach einer 
Pespektive ist unter den Bedingungen des nie-
dergehenden Kapitalismus nicht zu erfüllen. Da-
mit steht die Frage nach einer anderen Gesell-
schaftsform  jetzt auf der Tagesordnung.

Deshalb ist es zentral, dass die Jugend Frank-
reichs eine revolutionäre Bewegung aufbaut, 
unabhängig von den reformistischen Apparaten 
der Gewerkschaften und linken Parteien. Wenn 
in Zukunft solche Proteste wieder entflammen 
und die Reformisten wieder zur Ruhe aufrufen  – 
und das passiert zwangsläufig! –, muss die Ge-
genstimme einer revolutionären Mas-
senbewegung zu hören sein.
von Wladek aus Kreuzberg + Lothar aus Kassel
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Besetzung!

Blockade!

Generalstreik!
Wie das CPE-Gesetz in Frankreich gekippt werden konnte



Beim französischen Kapital sind die Erinnerun-
gen an 1968 noch präsent. Im Gegensatz zu 

vielen anderen Studentenbewegungen der Zeit, 
gelang damals den französischen StudentInnen 
der Brückenschlag zur Arbeiterbewegung. Meh-
rere Monate lang befand sich Frankreich in einer 
revolutionären Situation, große Teile der Arbei-
terbewegung schlossen sich den StudentInnen 
an, wilde Streiks, Warnstreiks, Generalstreiks und 
Massendemonstrationen bestimmten im Früh-
jahr 1968 die politische Realität Frankreichs. 

Ebenso wie die internationale Studentenbewe-
gung waren in Frankreich der Vietnamkrieg und 
die Zustände an den Universitäten die zentralen 
Themen der Bewegung. In Frankreich waren wäh-
rend der 60er Jahre viele StudentInnen aus der Ar-
beiterklasse an die Universitäten gekommen, der 
Anteil von StudentInnen war der höchste im da-
maligen Europa. Gleichzeitig herrschte an den 
Universitäten eine brutale Selektion, 70-75% der 
StudentInnen mussten ihr Studium abbrechen. 
Neben dieser Selektion war auch der Arbeitsmarkt 
auf neue Akademiker nicht vorbereitet.

Die ersten Streiks und Aktionen fanden in der 
Technischen Universität von Nanterre statt, dort 
wurden die Vorlesungen gestürmt und Streiks 
ausgerufen.

Die Besetzung der Sorbonne
In Paris versammelte sich am 3. Mai 1968 zu-
nächst nur der harte Kern der StudentInnen aus 
Nanterre im Innenhof der Sorbonne – zwar fan-
den die politischen Reden zunächst wenig An-
klang an der Sorbonne, das Eingreifen der Polizei 
am Ende der Kundgebung schon eher. Die Pro-
testierenden sollten auf das Präsidium abgeführt 
werden, zur Feststellung ihrer Personalien. Dieser 
Abtransport sorgte für erste Handgemenge und 
zu einer Solidarisierung weiterer StudentInnen 
mit den Protestierenden. Einen besonderen Bei-
trag leisteten dabei die weiblichen Kommilito-
nen – sie sollten nicht von der Polizei abgeführt 
werden, dies nutzten sie um die StudentInnen an 

der Sorbonne zu mobilisieren. 
Die Bereitschaftspolizei, die in 

den aktuellen Auseinander-
setzungen für das Koma 

von Cyril Ferez 

verantwortlich ist, griff hart durch und verhaftete 
in den nächsten Stunden fast jeden jungen Men-
schen im Umkreis der Sorbonne, der auch nur im 
Verdacht stand zu den StudentInnen zu gehören. 

Später zogen die StudentInnen in einem Pro-
testmarsch zum Senat, die Teilnehmerzahl stieg 
auf 4500. Am späten Nachmittag kam es dann 
zu Straßenschlachten in Paris, von Seiten der 
StudentInnen hatte es keine militanten Provoka-
tionen gegeben, seitens der Polizei aber die Be-
reitschaft, dem Ganzen ein Ende zu machen. Ein 
Polizist lag seit dem 3. Mai im Koma. Zwischen 
Tränengas, Schlagstöcken und Pflastersteinen 
fanden sich in der Demonstrationen verschie-
den politische Akteure zusammen, von den An-
archisten um Cohn-Bendit, über die Trotzkisten 
der JCR und den Maoisten ULC, sowie Mitglie-
dern des nationalen Studentenverbandes UEC.   

Trotz vieler theoretischer Differenzen waren 
sich diese Gruppen in ihrer Zielvorstellung einig, 
die Proteste sollten nicht an den Unis bleiben, 
die Arbeiterbewegung und die Migranten soll-
ten gemeinsam mit den StudentInnen in Frank-
reich das kapitalistische System nicht nur in Fra-
ge stellen, sondern am besten stürzen. Daher 
gingen die StudentInnen in die Betriebe und agi-
tierten für einen gemeinsamen Generalstreik.

Der Generalstreik
In den folgenden Maitagen kam es ganz Frank-
reich zu Unistreiks. Infolgedessen riefen alle Ge-
werkschaften zum Generalstreik am 13. Mai auf, 
nur die stalinistische CGT fehlte – auf die Rolle 
der Stalinisten wird noch extra eingegangen. 

Der Studentenbewegung gelang der Brü-
ckenschlag zu den ArbeiterInnen, am 13.Mai 
kam es zu ersten gemeinsamen Demonstration 
in Paris. ArbeiterInnen von Renault verfassten 
damals ein Flugblatt, in dem stand: „Wenn wir 
wollen, dass unsere Lohnerhöhungen und unse-
re Forderungen hinsichtlich der Arbeitsbedingun-
gen Erfolg haben, wenn wir nicht wollen, dass sie 
ständig bedroht sind, dann müs-
sen wir jetzt für 
eine grund-

legende Veränderung in der Gesellschaft kämp-
fen ... Als ArbeiterInnen sollten wir selbst danach 
streben, den Gang unserer Unternehmen zu kon-
trollieren. Unsere Forderungen sind denen der 
StudentInnen ähnlich. Die Verwaltung der Indus-
trie und die der Universität sollten von denen, die 
dort arbeiten, auf demokratischem Weg sicherge-
stellt werden.” Die Forderung nach einer Räte-
herrschaft verband StudentInnen und Arbeite-
rInnen, in den darauf folgenden Tagen kam es 
in ganz Frankreich zu wilden Streiks und Beset-
zungen, bei Renault, in der Flugzeugindustrie, 
im öffentlichen Dienst... 

Diese Bewegung forderte keine Verbesserun-
gen oder Reformen am kapitalistischen System. 
Hier wurde die revolutionäre Perspektive einge-
fordert – Räteherrschaft in Fabriken und Unis.

Innerhalb weniger Tage breitete sich diese re-
volutionäre Streikbewegung in ganz Frankreich 
aus. Streikten am 17. Mai „nur“ 200 000 Arbeiter-
Innen – so waren es eine Woche später schon 
mehr als 11 Millionen. Von den Anfängen von 
Nanterre bis zum politischen Generalstreik wa-
ren grade mal 2 Monate vergangen. Eine revolu-
tionäre Bewegung von StudentInnen, SchülerIn-
nen und ArbeiterInnen legte das Land lahm und 
zwang die politische Führung quasi zur Flucht.

Der Verrat der Stalinisten
Der damalige französische Präsident General 
de Gaulle erkannte anscheinend die Situation 
im Land und hielt sich ab Ende Mai bevorzugt 
bei den Französischen Truppen im Nachbarland 
Deutschland auf. Dort waren mehrere Divisio-
nen stationiert, sie waren die Versicherung des 
bürgerlichen Systems. In ihnen hatte der Präsi-
dent noch eine militärische Alternative. Gleich-
zeitig begannen in verschiedenen Ministerien 
die Beamten die Unterlagen zu vernichten, ähn-
lich einer Firma kurz vor dem Konkurs, ist dies 
ein Zeichen des nahenden Endes und der Ge-
wissheit, „belastendes“ Material besser nicht in 
die Hände der Gegner kommen zu lassen. 

Dieses Handeln belegt das auch der Staat 
von einer revolutionären Situation ausging, 
von Fabrikbesetzungen ist es auch nur ein 
kleiner Schritt zur Besetzung von staatli-

chen Institutionen, wie Ministerien und 
Parlamenten. Allerdings konnte sich der 
französische Staat auf die KPF und die 

CGT verlassen, diese stalinistischen Or-
ganisationen sahen nämlich keine re-

volutionäre Situation im Land. 
Von Beginn an wurde die Stu-

dentenbewegung von den Stali-
nisten bekämpft, auch als die Ar-
beiterInnen sich den Protesten an-
schlossen und der politische Ge-
neralstreik auf der Tagesordnung 
stand, waren die Stalinisten von 
KPF und CGT die entschiedensten 
Verteidiger der kapitalistischen 
Verhältnisse. Selbst als mehr als 11 

Millionen ArbeiterInnen streikten 
sprach die KPF Führung nicht von 

einer revolutionären Situation. Die 

Ein Präsident auf der Flucht
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Im Mai-Juni 1968 herrschte in Frankreich eine revolutionäre Stimmung – der Präsident musste kurzzeitig nach Deutschland fliehen



StudentInnen wurden als „Unruhestifter“ und 
„Abendteurer“ verleumdet und auch die Aufru-
fe an die ArbeiterInnen wurden bekämpft und 
zurückgehalten. Der Stalinismus offenbarte 
sein reformistisches Gesicht, der KPF und CGT 
ging es um Lohnforderungen, die Erhöhung 
des Mindestlohns etc.- die revolutionäre Situa-
tion wurde verleugnet und der eigene Einfluss 
genutzt um dem bürgerlichen Staat zu dienen. 

Im sog. „Abkommen von Grenelle“ verhan-
delten die Stalinisten eine Erhöhung des staat-
lichen Mindestlohns, von den Unternehmern 
wurden sogar 35% in Aussicht gestellt wenn die 
CGT ihren Einfluss nutzte um die Besetzungen 
zu beenden. Diese Zugeständnisse von Kapital 
und Staat wurden von den Stalinisten als gro-
ße Erfolge gefeiert, wohlwissend das sie nichts 
dazu beigetragen hatten – allerdings verringer-
te sich ihr Einfluss, die ArbeiterInnen, z.B. bei 
Renault wollten diesem „Kompromiss“ nicht 
folgen und setzten ihren Streik und ihre Beset-
zung fort. Ab Ende Mai gab es die ersten Ver-
sorgungsengpässe, Räte von Beschäftigten or-
ganisierten die Energieverteilung – die ersten 
Schritte zur Übernahme der Produktionsmittel 
und der öffentlichen Verwaltung waren der re-
volutionären Bewegung gelungen. 

Die Ankündigung von Neuwahlen
Während der bürgerliche Staat also schon be-
gann, seine Akten zu vernichten und die Kon-
trolle des ökonomischen und öffentlichen Le-
ben in die Hände der Räte überging, waren die 
Stalinisten treue Vasallen des bürgerlichen Sys-
tems. Noch am 27. Mai verleugnete die Führung 
der KPF eine revolutionäre Situation, sie wollten 
vor allem „Ruhe und Ordnung“ durch vorgezo-
gene Neuwahlen wieder herstellen. Dies gefiel 
vor allem dem in Baden-Baden verweilenden 
Staatspräsidenten De Gaulle.

In einer Ansprache ging De Gaulle auf die 
Forderung ein, er löste die Nationalversamm-
lung auf und kündigte Neuwahlen für den 23. 
Juni 1968 an. Gleichzeitig drohte er mit Verhän-
gung des Ausnahmezustands und einem har-
ten Eingreifen der Armee. Dies wurde für den 
Fall angekündigt, dass die StudentInnen und 
ArbeiterInnen ihren Streik fortsetzen. Am 30. 
Mai mobilisierte dann die Rechte in Frankreich 
1 Million Demonstranten. 

Bei den Wahlen konnten die Gaullisten ihre 
Mehrheit weiter ausbauen, als Folge dessen wur-
den zahlreiche politische Gruppen, darunter alle 
trotzkistischen Gruppen vom Staat verboten.

1968 hat gezeigt, dass die radikale linke Ju-
gend, wenn sie sich mit den ArbeiterInnen zu-
sammenschliesst, den Kapitalismus ins Wanken 
bringen kann kann. Heute, nach dem Zusam-
menbruch der stalinistischen Sowjetunion und 
der fortschreitenden Krise des Kapitalismus ha-
ben sich die Vorraussetzungen für uns Revoluti-
onäre verbessert. Wir müssen unsere Konzepte 
verstärkt propagieren und uns international or-
ganisieren. Der Bedarf für eine neue, eine fünf-
te Internationale ist größer denn je.

von Lothar aus Kassel

Seit März 2006 wurde die Frage laut, ob 
deutsche Truppen in der bürgerkriegsge-

plagten „Demokratischen Republik Kongo“ im 
Rahmen einer UN-Mission eingreifen würden.

Also in jenem Land in Zentralafrika, dass 
noch in den 90er Jahren Zaire hieß, und in dem 
es schon seit der Unabhängigkeit von Belgien 
1960 praktisch unterunterbrochen Krieg zwi-
schen der Regierung in Kinshasa und verschie-
denen – teilweise von Nachbarstaaten gestütz-
ten – Rebellengruppen gibt. 

Dabei wurde ganz bewusst der humanitä-
re Charakter dieser Mission in den Vordergrund 
gestellt. Weiterhin wird das Ziel “Demokratie 
bringen” wieder verkündet, welches in dieser 
Form schon im Irakkrieg und etlichen anderen 
Konflikten betont wurde. Der Eindruck entsteht, 
als handle es sich um ein zumindest akzeptables 
Projekt, welches den besonders leidenden Men-
schen im Kongo zu Hilfe käme: Dass solche Aus-
sagen aus dem linksliberalen bürgerlichen Spek-
trum kommen, scheint nicht weiter verwunder-
lich. Doch auch einige Linke lassen sich nur allzu 
schnell auf das Märchen „Hilfseinsatz“ ein. 

Das Rädchen der Kriegsökonomie
Der Kongo verfügt über viele und wertvol-
le Rohstoffe. So wird im Kongo vor allem Dia-
mant in riesigen Mengen, eine große Menge 
von Gold, Kupfer und Kobalt abgebaut bzw. zu-
mindest dort vermutet. Neben diesen ohnehin 
sehr begehrten und  wichtigen Rohstoffen ist 
ein Rohstoff im  Kongo besonders interessant:

Vom Pentagon als „strategische Ressource“ 
eingestuft, gehört das oft als schwarzes Gold 
bezeichnete Roherz Coltan zu den wichtigsten 
Bestandteilen von kleinen Kondensatoren mit 
hoher elektrischer Kapazität, wie sie in Han-
dys, Multimediageräten und auch in Waffen-
systemen genutzt werden. Experten vermu-
ten, dass 80% des weltweiten Coltanvorkom-
mens im Kongo liegen.

Beim Abbau des Coltans in der Demokra-
tischen Republik Kongo sind vor allem auch 
deutsche Konzerne beteiligt. So beispielswei-
se die Masingiro GmbH (Burgthann), die schon 
zu Zeiten des berüchtigten und von den im-
perialisitschen Staaten eingesetzten und ge-
stützten Diktators Mobuto im Kongo aktiv war 
und den Abbau von Coltan organisierte. Diese 
GmbH beliefert vor allem multinationale Kon-
zerne, wie z. B. die H.C. Starck, die ihrerseits 
eine Tochtergesellschaft der Bayer AG ist. 

Für die geeignete Infrastruktur zum Abbau-
en der Rohstoffe im großen Stil sorgt sich un-
ter anderem auch der Konzern Thyssen-Krupp, 
der in altbekannter Manier nach Plänen aus 
der Kolonialzeit Eisenbahnlinien plant und 
bauen will, dazu jedoch stabile politische und 
gesellschaftliche Verhältnisse benötigt. 

Der Gewinn ist sicher
Aber nicht nur mit Hilfe des offiziellen Staates 
kommen Konzerne an die begehrten Rohstof-

fe. So wurde der Bürgerkrieg nicht nur von der 
Regierung des Kongo mit Rohstoffen bezahlt, 
sondern auch die Rebellen im Osten und Sü-
den des Landes nutzen diese Einnahmenquel-
len um sich mit Waffen einzudecken. Die Roh-
stoffe (Coltan, Holz, Diamanten, Gold) werden 
von den Rebellen bevorzugt über Uganda ver-
kauft, das seine Goldexporte dadurch im Laufe 
des Bürgerkrieges verzehnfachte.

Wichtigster Abnehmer dieser eigentlich ille-
gal über Uganda, aber auch Ruanda, verkauf-
ten Mengen an Coltan und anderen Rohstoffen 
sind vor allem Deutschland und die USA. Dies 
stellte selbst die UN in mehreren Berichten fest. 

Das bedeutet, dass aus Deutschland stam-
mende Konzerne im Allgemeinen und der 
deutsche Staat im Besonderen nicht nur durch 
den Krieg in einer ekelerregenden Weise Vortei-
le und Gewinn ziehen, sondern auch - durch die 
wechselseitige Unterstützung der Kriegspartei-
en – den Krieg am Leben erhalten und fördern. 

Eben jenen Krieg, den die BRD nun inner-
halb einer UN-Mission zu beenden sucht!

Die Perfidität dieses Systems wird noch er-
höht wenn man bedenkt, dass Konzerne wie 
etwa Thyssen-Krupp nicht nur beide Kriegs-
parteien unterstützen, sondern auch mit dem 
daraus gewonnen Geld wieder neue Waffen 
entwickeln und produzieren, welche wieder-
um mithelfen den Konflikt im Kongo aufrecht-
zuerhalten. 

Die Interessen des Kapitals
Gerade auch Thyssen-Krupp kann mit seinem 
Eisenbahnprojekt als Beispiel dafür gelten, 
dass die Interessen der Konzerne, auch durch 
die gestiegene Nachfrage nach Coltan, mit-
tlerweile nun eher im effektiven und großflä-
chigen Abbau der reichen Rohmaterialien im 
Kongo liegen. Das dafür benötigte stabile ka-
pitalistisch-politische und -gesellschaftliche 
Klima ist zurzeit aber nicht vorhanden, aus 
Gründen, die - wie oben schon gezeigt - durch 
die Konzerne selbst verursacht wurden. 

Daher würde eine Intervention der entwi-
ckelten kapitalistischen Länder, ähnlich der im 
Irak, zur Sicherung der Rohstoffe und zur Si-
cherung der gewünschten Umgestaltungen 
im Sinne des Kapitals, den multinationalen 
Konzernen viel Arbeit ersparen.

Für uns Linke dürfte klar sein, dass eine Inter-
vention im Kongo ausschließlich auf eine bes-
sere Versorgung mit Rohstoffen und einer da-
mit verbundenen Profitmaximierung der Kon-
zerne abzielt. Wahrscheinlich ist weiterhin, dass 
solche Interventionen zum Regelfall werden. 
Der  Kongo kann auch ein „Testfeld“ sein für zu-
künftige Operationen der EU und der USA. Das 
heißt im Klartext, dass dieser Einsatz eine Impe-
rialistische Aggression wäre, der die Reihe im-
perialistischer Kriege und anderer Militäropera-
tionen, etwa im Irak, Afghanistan und Jugosla-
wien, nicht nur fortsetzt.

von August aus Königs Wusterhausen

Bundeswehr = Heilsarmee?
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Riesige Menschenmassen tummeln sich 
auf den Festplätzen und singen auf Kur-

disch. Millionen von KurdInnen begehen ihren 
Nationalfeiertag Newroz am 21. März.

In Türkisch-Kurdistan leben 15-20 Millionen 
Menschen. Überall sind die Farben Gelb, Grün, 
Rot – die Farben der kurdischen Fahne – zu er-
blicken. Mindestens genau so viele Fahnen der 
PKK (Partiye Karkeren Kurdistan; Kurdische Ar-
beiterpartei) und des PKK-Vorsitzenden, Ab-
dullah Öcalan, werden in der Luft geschwenkt. 
Eigentlich sind solche Fahnen verboten, aber 
die Polizei kann nichts unternehmen. In tür-
kischen Fernsehsendern, die entweder vom 
Staat oder anderen türkischen Chauvinisten 
kontrolliert werden, wird gemeldet:  Die Leu-
te, die diese Fahnen tragen, seien Terroristen. 
Der türkische Staat geht soweit, dass er Hun-
derttausende zu Terroristen erklärt. 

Für die ungebrochene Sympathie zur PKK 
gibt es aber einfache Gründe. Die PKK ist die 
einzige Partei in der Türkei, die sich je wirklich 
für die Rechte der KurdInnen eingesetzt hat. In 
den Augen von Millionen KurdInnen ist dieses 
Kürzel mit dem Kampf gegen Unterdrückung 
und für Selbstbestimmung verbunden. 

Die gefallenen Guerillas 
14 kurdische Guerillas der HPG (militärischer 
Arm der PKK) fielen wenige Tage später in den 
Bergen Kurdistans im Kampfe gegen das tür-
kische Militär, das immer noch der chauvinis-
tischen, kemalistischen Ideologie nachhängt. 
Viele KurdInnen nahmen aus Solidarität an der 
Beerdigung teil. Es fanden unerlaubte Demons-
trationen statt. Türkische Jets flogen enorm tief 
über die Köpfen der kurdischen Demonstran-
ten hinweg. Die nächsten Demonstrationen, 
für die man jetzt auch noch zwei Gründe hat-
te – nämlich die Massaker an den Guerillas und 
die gezielten Provokationen der Armee –, wur-
den gewaltsam mit Panzern aufgelöst. 

Das Fass war übergelaufen. Überall ent-
flammten Proteste und Demonstrationen. Vie-
lerorts musste die Polizei weichen, da sie auch 
von der Zivilbevölkerung angegriffen wurde 
und konnte erst wieder einrücken, als Verstär-
kung eintraf. Die Polizisten wurden mit Molo-
tow-Cocktails und Steinen beworfen. 15 Zivi-
listInnen starben, darunter 3 Kinder. 

Reaktion der Chauvinisten
Die Reaktion ließ nicht lange auf sich war-

ten. Während die legale kurdische Par-
tei DTP (Partei für eine demokratische 

Gesellschaft) und türkische Linke zu Ruhe 
mahnten, gingen in vielen Städten, die von 
der rechtsradikalen MHP (Nationalistische Be-
wegungspartei) dominiert werden, Faschis-
ten auf die Strasse, demolierten kurdische Ge-
schäfte und lynchten „Kommunisten, Kurden 
und Terroristen“. 

Die nationalistische türkische Presse brand-
markte die Proteste als eine „Gefährdung der 
türkischen Staatseinheit“ und forderte ein har-
tes Durchgreifen: Man sollte den Ausnahmezu-
stand ausrufen und das Militär in die Unruhege-
biete lassen. „Das Militär werde schon Ordnung 
schaffen“, meinten türkische User im Internet. 

Die Proteste flauen allmählich ab. Die KurdIn-
nen haben viele Opfer zu verzeichnen. Man fand 
entstellte Leichen von kurdischen Häftlingen, 
die wegen „illegaler Proteste und Sympathie 
mit dem Terrorismus“ inhaftiert waren. Aber die 
PKK hat reagiert: Sie hat für die gefallenen Gue-
rillas Rachefeldzüge unternommen und türki-
sche Soldaten und Offiziere erschossen. 

Die stalinistische Partei 
Die PKK wurde 1978 als stalinistische Partei ge-
gründet. Die PKK war die erste Partei im tür-
kischen Staat, die Kurdistan ins Spiel brachte. 
Denn Kurdistan gab es damals offiziell nicht, 
selbst das Wort Kurdistan war verboten.

Nachdem viele SympathisantInnen der PKK 
vom türkischen Staat ermordet wurden, nahm 
sie 1984 den bewaffneten Kampf auf. Ihr Ziel 
war ein kurdischer Staat, der sozialistisch (be-
ziehungsweise „realsozialistisch“) sein sollte. 
Dieser Kampf dauerte bis 1999, als der PKK-
Vorsitzende Abdullah Öcalan durch ein inter-
nationales Komplott in Kenia von amerikani-
schen und türkischen Spezialeinheiten ver-
haftet wurde. Von da an wechselte die PKK ih-
ren Kurs und änderte mehrmals den Namen. 

Die PKK war bereit zu verhandeln, doch der 
türkische Staat lehnte dies ab. Abdullah Öcalan 
sitzt seit sieben Jahren unter menschenunwürdi-
gen Bedingungen in Isolationshaft auf einer Insel, 
die permanent bewacht wird und hat nur selten 
die Gelegenheit, mit seinen Anwälten zu reden. 

Die PKK wurde ihrem kommunistischen Na-
men nie gerecht, erstens weil sie stalinistisch 
war, zweitens weil sie eher patriotisch als klas-
senkämpferischen Charakter besaß.  Die Partei 
hat aber viele fortschrittliche Elemente in ihrer 
Politik. Zum Beispiel setzt sich die PKK für die 
Befreiung der Frau ein und unterhält eine ei-
gene, selbstständige Frauenarmee.

Doch ihre Strategie – Guerilla-Kampf auf der 
einen Seite und Verhandlungen mit dem türki-
schen Staat auf der anderen –, ist zum Scheitern 
verurteilt. Die Guerilla-Einheiten werden nie 
die von den USA aufgebaute türkische Armee 
schlagen, und die Verhandlungsführer werden 
den türkischen Staat nie dazu bringen, den Kur-
dInnen Selbstbestimmung zuzugestehen.

Ein Ende der Unterdrückung der KurdInnen 
kann nur im vereinten Kampf mit den türki-
schen und irakischen ArbeiterInnen gegen 
den Kapitalismus und die imperialistischen 
Mächte erreicht werden.

von Cenk aus St. Gallen (CH)

Am 9. und 10. April waren Millionen Italie-
nerInnen dazu aufgerufen, ein neues Par-

lament zu wählen. Gegenüber standen sich 
das Mitte-Links-Bündnis des ehemaligen EU-
Kommissionspräsidenten Prodi und das Mitte-
Rechts-Bündnis Berlusconis. 

   Bereits im Vorfeld der Wahl flogen heftig 
die Fetzen. So kam es z. B zu einigen verbalen 
Attacken Berlusconis, in denen er unter ande-
rem die Wähler der Linken als „Idioten“ bezeich-
nete. Außerdem behauptete Berlusconi, unter 
Mao in China seien Kinder gekocht worden, um 
die Felder zu düngen.

Natürlich nutzte Berlusconi seine Medien-
macht, um seine antikommunistische Propa-
ganda zu verbreiten. Auf seinen drei Privatsen-
dern und den drei staatlichen Fernsehanstalten 
konnte er so beliebig vor den Linken warnen, 
von denen er behauptete, sie würden im Falle 
eines Wahlsieges ganz Italien mit Terror überzie-
hen. Neben dem Fernsehterror, den Berlusco-
ni praktizierte, mussten sich die ItalienerInnen 
auch noch die riesigen Berlusconi-Plakate anse-
hen, die an fast jeder Straßenecke klebten.

Außerdem verglich Berlusconi sich binnen we-
niger Wochen mit Churchill („So wie Churchill ge-
gen die Nazis gekämpft hat, werde ich gegen die 
Kommunisten kämpfen“), mit Napoleon („Nur Na-
poleon hat mehr getan als ich“) und mit Jesus („Ich 
bin der Jesus Christus der Politik, ein Opfer, leidend, 
ich nehme alles auf mich, ich opfere mich für jeden“), 
wofür er allerdings die Kritik mehreree Bischö-
fe einstecken musste, die befürchteten, er könne 
sich jeden Augenblick zur Gottheit erklären. 

Das Ergebnis
Doch schließlich war der Wahlkampf inklusive 
seiner Schlammschlachten vorbei und die Itali-
enerInnen wurden an die Urnen gerufen. 

Auch wenn sich Berlusconi wie verzweifelt 
an sein Amt klammert und wahrscheinlich am 
Liebsten so lange zählen würde, bis er gewon-
nen hat, scheint das Ergebnis festzustehen. Im 
Abgeordnetenhaus schlug Prodis Mitte-Links-
Bündnis den Berlusconi-Block nur haarscharf 
mit 0,1% mehr Stimmen. Auch im Senat fiel 
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die Entscheidung nicht viel deutlicher aus. Hier 
siegte Prodi nur mit zwei Sitzen Vorsprung.

Doch das Mitte-Links-Bündnis wird wohl eine 
einigermaßen stabile Regierung bilden können, 
da ihr ein Gesetz zugute kommt, welches ein-
tritt, wenn kein Bündnis die 50%-Marke erreicht. 
Dieses Gesetz besagt, dass in diesem Falle dem 
Bündnis mit dem höchsten prozentualen Stim-
menanteil automatisch 340 der insgesamt 630 
Sitze zustehen. Mit 49,8% kann Prodis Mitte-
Links-Bündnis daraus seinen Vorteil ziehen. 

Die Bündnisparteien
Aber wer ist eigentlich gemeint, wenn man vom 
Mitte-Rechts-Bündnis oder dem Mitte-Links-
Bündnis spricht? Im Jahre 2003 sagte Berlusco-
ni folgendes: „Mussolinis Diktatur war, wie soll ich 
sagen, sanftmütig. Mussolini hat nie jemanden 
umgebracht. Mussolini schickte die Leute in die 
Verbannung, damit sie Ferien machen konnten.”

Dieser Satz zeigt sehr gut, mit welchen Leu-
ten sich Berlusconi am Besten versteht. Auch 
dieses Mal waren zwei neofaschistische Partei-
en in seinem Bündnis vertreten, die ihm insge-
samt über 15% einbrachten. Eine der beiden 
Parteien wird von der Mussolinienkelin Ales-
sandra Mussolini geführt. Bei der zweiten fa-
schistischen Partei, der „Alleanza Nazionale“, 
steht Gianfranco Fini an der Spitze. Beide Par-
teien entstammen ursprünglich der faschisti-
schen Partei Italiens.

Neben den Neofaschisten war natürlich 
Berlusconis Partei, die „Forza Italia“, vertreten, 
die trotz eines 6%-Verlustes im Vergleich zu 
2001 mit 23,7% die stärkste Partei innerhalb 
des Mitte-Rechts-Bündnisses ausmacht. Außer-
dem dabei ist die katholische „Unione dei De-
mocratici Cristiani“ und andere kleine Partei-
en. Alle zusammen kandidierten unter dem Na-
men „Casa della libertà“, was soviel wie „Haus 
der Freiheit“ bedeutet. Kein besonders passen-
der Name für die Irakbesatzer.  

Berlusconi ließ sich größenwahnsinnig wie 
immer in allen 27 Wahlbezirken als Spitzenkan-
didaten aufstellen. Das Mitte-Links-Bündnis 
setzte auf mehrere Kandidaten. So kandidierte 
unter anderem auch die Witwe des im Irak er-
mordeten italienischen Geheimagenten Nikola 
Calipari für das Mitte-Links-Bündnis. 

Prodis Bündnis besteht aus Sozialdemokrat-
Innen, SozialistInnen, KommunistInnen, Grü-
nen, ein paar Katholiken und anderen kleineren 
Gruppen. Fast alle italienischen Parteien sind 
in einem der beiden Bündnisse vertreten. Nur 
etwa 0,5% der Stimmen entfielen auf andere 
Organisationen.

Wofür steht Berlusconi?
Berlusconi kontrolliert drei private Fernsehsen-
der, er ist Besitzer des AC Mailands und ein Ver-
sandhaus gehört ihm auch. Berlusconi ist der 
reichste Mann Italiens.  Da ist es nicht schwie-
rig zu erraten, für wen Berlusconi Politik mach-

te. Wie unter jeder bürgerlichen Regierung 
fand natürlich auch unter Berlusconi eine mas-
sive Umverteilung von unten nach oben statt. 
In Berlusconis Fall kam sogar noch Amtsmiss-
brauch zu seinen Gunsten dazu. Berlusconi 
steht schon lange unter dem Verdacht der Be-
stechung, Korruption, Bilanzfälschung und der 
Kooperation mit der Mafia. Allerdings kam es 
nie zu einer Verurteilung, da Berlusconi immer 
rechtzeitig Gesetze erließ, um sich zu schützen. 
So verabschiedete das Parlament zum Beispiel 
ein Gesetz, welches die Verjährungszeit bei Ver-
brechen für Abgeordnete auf zwei Jahre herun-
tersetzte. Das führte dazu, dass viele Verfahren 
wegen Verjährung fallengelassen wurden.

Die AktivistInnen von den Demonstrationen 
gegen den G8-Gipfel in Genua im Jahr 2001 kön-
nen sich allerdings nicht an dem Gesetz erfreu-
en, denn für sie gilt es nicht. Bis heute müssen 
sich einige von ihnen vor der Justiz verantwor-
ten. Des weiteren fiel Italien während Berlusco-
nis Regierung bei der 3.-Welt-Hilfe europaweit 
auf den letzten Platz.

Wofür steht Prodi?
Prodi wird die italienischen Truppen aus dem 
Irak abziehen. Das ist allerdings eine der we-
nigen guten Änderungen, die das Mitte-Links-
Bündnis mit sich bringt. Wer sich eine Kursän-
derung in der Sozialpolitik erhofft hat, wird von 
den nächsten Monaten enttäuscht sein. 

In der Mitte der neunziger Jahre leitete Pro-
di unter anderem die Privatisierung des gigan-
tischen, staatlichen Konzerns IRI ein. Als er 1996 
das erste Mal italienischer Regierungschef wur-
de, führte er drastische Sozialkürzungen durch, 
während er die Sozialabgaben für Unterneh-
men um 5 Prozentpunkte senkte. Nach dem 
Wahlsieg Berlusconis wurde Prodi EU-Kommis-
sionspräsident. Als solcher setze er sich für die 
Einführung des Euros und für die EU-Osterwei-
terung ein, um die europäische Union als neoli-
beralen Block auszudehnen. Der Traum von ei-
nem linken Italien zerplatzt angesichts dieser 
Fakten wie eine Seifenblase.

Prodi wird die neoliberale Politik seiner Vor-
gänger fortführen. Dieses Programm tragen 
auch die zwei „kommunistischen“ Parteien 
mit, welche in Prodis Bündnis vertreten 
sind. Während die eine mit nicht mal 
2% eher unbedeutend ist, nimmt die 
andere, die „Rifondazione Comu-
nista“, mit 5,8% einen höheren 
Stellenwert innerhalb Prodis 
Bündnis ein. Bei deutschen 
und anderen europäischen 
Linken genießt die Partei 
einen sehr guten Ruf, 
da sie oft als Parade-
beispiel für eine kom-
munistische Arbeiter-
partei angeführt wird. 
Doch diesen Ruf hat 
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die „Rifondazione Comunista“ nicht verdient. 
Zwar vernimmt man ab und zu revolutionäre 
Rhetorik von den Mitgliedern der Partei, doch 
in der Praxis bleibt davon nicht viel übrig. In Zu-
kunft werden die „Kommunisten“ die Angriffe 
auf die Arbeiterklasse ähnlich mitverantworten, 
wie es in Deutschland bereits die PDS in Berlin 
und Mecklenburg-Vorpommern macht.

Das italienische Kapital wird also seinen Nut-
zen von Prodis Wahlsieg haben. Für die Kapita-
listen ist es positiv, dass die Regierung Prodi auf 
einen Dialog mit den Gewerkschaften setzen 
wird, statt auf permanente Konfrontation wie 
Berluconi. Wie auch unter der Regierung Schrö-
der wird es zu einem „Schulterschluss“ zwischen 
Gewerkschaften und Regierung kommen. Die 
Gewerkschaften werden sich auf die „Reformen“ 
einlassen und von der Taktik des Generalstreiks, 
die in den Jahren viele Sozialabbau-Maßnah-
men blockieren konnte, abkehren.  

Und was nun?
Wie in allen europäischen Staaten sieht sich 
auch in Italien keine bürgerliche Partei dazu fä-
hig, die Probleme der Gesellschaft zu lösen. Die 
WählerInnen haben sich für das „kleinere Übel“ 
entschieden, doch das darf nicht unser Ziel 
sein. Übel bleibt Übel. Kapitalismus bleibt Ka-
pitalismus, egal wie „links“ die Regierung redet. 
Man muss den Menschen die Perspektive einer 
anderen Gesellschaft eröffnen.

Das führt uns wieder vor Augen, wie wichtig 
es ist, eine internationale, revolutionäre Arbei-
terpartei aufzubauen, um die Proteste zu bün-
deln und eine Strategie gegen das staatenüber-
greifende neoliberale Projekt „Europäische Uni-
on“ zu entwickeln. Denn im Endeffekt gibt es 
nur eine Lösung: Revolution!

von Bartholomäus aus Bernau
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1. Mai ist/bleibt links!
Der 1. Mai ist ein Feiertag, sagt der kapitalis-

tische Gesetzgeber. Viele Menschen nut-
zen den Tag, um einfach mal vom alltäglichen 
Wahnsinn, der sie umgibt, abzuspannen und 
das verlängerte Wochenende zu genießen.

Chicago vor 120 Jahren: Tausende Arbeiter-In-
nen streiken für Arbeitszeitverkürzung. Damals 
war der 12-Stunden-Tag und die 6-Tage-Woche 
normal. Mit der Forderung nach dem Acht-Stun-
den-Tag gingen damals ArbeiterInnen in der ge-
samten industrialisierten Welt auf die Straße. Sie 
wollten endlich von vom technischen und öko-
nomischen Fortschritt, den sie selbst erarbeitet 
hatten, profitieren. Mindestens zwei Streikende 
wurden von der Polizei getötet – nachdem eine 
Bombe in eine Polizeimenge geworfen wurde, 
hat der Staat acht Anarchisten ohne jegliche Be-
weise zu Tode verurteilt. Jedoch konnten die 
weltweiten Proteste am ersten Mai den Acht-
Stunden-Tag in den USA und anderen reichen 
Ländern durchsetzen.

Deutschland 120 Jahre später: Millionen Ar-
beiterInnen streiken gegen Arbeitszeitverlän-
gerung, für Lohnerhöhungen, gegen Entlas-
sungen – halt einfach für einen Teil vom Ku-
chen, den sie selbst backen. In den letzten 120 
Jahren hat die Arbeiterbewegung viele sozialen 
Rechte errungen. Aber diese werden aufgrund 
der kapitalistischen Krise stückweise zurückge-
nommen – so soll der erkämpfte Acht-Stunden-
Tag durch den 8,2-Stunden-Tag (42-Stunden-
Woche) ersetzt werden.

Heutzutage in Deutschland werden selten 
GewerkschafterInnen ermordet, wenn sie gegen 
Arbeitszeitverlängerung Kundgebungen orga-
nisieren. Doch Streikbrechereinsatz bei CNH und 
Polizeigewalt bei Infineon deuten an, wozu der 
kapitalistische Staat noch fähig ist.

Der 1. Mai ist deshalb eben kein Feier-, son-
dern ein Kampftag. Es geht um den interna-
tionalen Kampf der Arbeiterbewegung, denn 
für den Großteil der Menschheit sind einfache 
Forderungen wie der 8-Stunden-Tag oder das 
Recht auf gewerkschaftliche Organisierung im-
mer noch nicht durchgesetzt.

Bier und Bratwurst vs. Protest
In den letzten 19 Jahren lag das Hauptaugen-
merk der deutschen Öffentlichkeit am 1. Mai 
jedoch nicht auf den Arbeitskämpfen und Ge-
werkschaftsdemos, sondern auf Jugendlichen, 
die sich in den Abendstunden in Berlin-Kreuz-
berg einen netten kleinen Bürgerkrieg mit der 
Staatsmacht leisteten.

Dem ging meist eine revolutionäre 1.-Mai-
Demo voraus, an der sich in Spitzenzeiten bis 
zu 15.000 Menschen beteiligten. Diese endete 
in der Regel mit Polizeiübergriffen, welche die 
Randale erst auslösten. Diese Demo war jedes 
Mal eine Gelegenheit, einen Hauch von Revo-
lution durch die Häuserschluchten der Orani-
enstrasse wehen zu lassen.

Seit 2004 ist dies jedoch etwas an-
ders. Unter extremen Sicherheitsvor-
kehrungen hat sich das „MyFest“ des 

36er Kiezes bemächtigt. Die mit ca. 60 Milliar-
den Euro verschuldete Stadt Berlin pumpt Milli-
onen von Euro in dieses stupide Volksfest, wäh-
rend an anderer Stelle beispielsweise Jugend-
zentren geschlossen und Krankenhäuser pri-
vatisiert werden.

Die ganze Festivität erfüllt aber ver-
schiedene Zwecke: zum einen ist sie der 
perfekte Deckmantel für staatliche Re-
pression – während Ottonormalbürger 
sich vergnügt, können Greiftrupps der 
Polizei ganz ungestört und beinahe un-
bemerkt alternative und migrantische 
Jugendliche aus dem Verkehr ziehen, 
damit diese keine Chance haben, den er-
zwungenen Kreuzberger Dorffrieden zu 
gefährden.

Zum anderen trägt es zu einer massiven 
Entpolitisierung des 1. Mai bei und folgt da-
mit dem Konzept der Gewerkschaften für die-
sen Tag. Der „MayDay“ wird zu einem Event 
gemacht, an dem die Basis mal in Nostalgie 
schwelgen und sich beweihräuchern darf, 
während am 2. Mai dann wieder alles ascher-
mittwochmässig ist, wie es am 30. April war.

Revos Rostock Reise
Ein ganz andersartiger Einnahmeversuch die-
se historischen Tages geschieht durch die 
Naziszene. Seit einigen Jahren mobilisieren 
rechte Gruppen, meistens unter Verwen-
dung pseudo-antikapitalistischer Phrasen, 
zu Großaufmärschen – wohl auch in der 
Hoffnung, dass die Linke an diesem Da-
tum keine Zeit für sie hat.

Dieses Jahr ist Rostock Heimstätte des 
faschistischen 1.-Mai-Wanderzirkus. Die 
Stadt ist nicht schlecht gewählt: nicht all zu 
weit von Berlin und Hamburg entfernt, war 
sie zu DDR Zeiten Zentrum der Ostdeut-
schen Werftindustrie, mit der „Wende“ kam 
der ökonomische Niedergang. Arbeitslosig-
keit und Abwanderung folgten: Seit 1990 
verlor Rostock 20% seiner EinwohnerInnen.

Rassismus konnte sich in solch einer At-
mosphäre leicht ausbreiten und so errang die 
Stadt 1992 weltweite Berühmtheit, als mehre-
re tausend Menschen sich im Stadtteil Lichten-
hagen an einem Pogrom gegen ein Ausländer-
wohnheim beteiligten. Wenn es der NPD ge-
lingt, am 1. Mai ihren Aufmarsch durchzuziehen 
und im September in den Landtag einzuzie-
hen, wird es für die eh schon schwache Linke in 
MeckPomm nahezu unmöglich werden, noch 
eigene politische Akzente zu setzen.

Dabei steht in einem Jahr in Heiligendamm, 
20km westlich von Rostock, der G8 Gipfel 
an. Wenn wir eine starke  internationalisti-
sche Mobilisierung gegen das Spitzentreffen 
der imperialistischen Großmächte erreichen 
wollen, dürfen wir die ganze Region vor Ort 
nicht den Nazis überlassen. Deshalb am 1. 
Mai nach Rostock! G8 und NPD werfen wir 
in die Ostsee! 1. Mai ist und bleibt Links!

von Carsten aus Lichtenberg

Ein Tag für Bier und Bratwurst? Für Steinewerfer? Für Gewerkschaftsdemos? Der 1. Mai ist...



Die Repression gegen die Graffiti-Szene 
nimmt ein wahnsinniges Ausmaß an. Vor 

kurzem wurde in Italien ein Sprayer von der 
Polizei erschossen. Im Vorfeld des Anti-Graffi-
ti-Kongress letztes Jahr gingen Hubschrauber 
und Mannschaftswagen der Polizei auf die Jagd 
nach SprayerInnen. Dabei wurde ein unbetei-
ligter Motorradfahrer überfahren.

Aber warum die ganze Repression? Läuft der 
Staat nur deswegen Sturm, weil wir ein paar 
Wände beschmieren? Ich glaube nicht! Es geht 
dem Staat darum, Jugendliche zu kriminalisie-
ren. Die Gesetze gegen Graffiti, gegen Drogen, 
gegen Raubkopien usw. dienen dazu, verschie-
dene Jugendkulturen zu unterdrücken.

In den letzten zehn Jahren sind über hundert 
Berliner Jugendzentren geschlossen worden. Wir 
Jugendliche, die keine Hoffnung auf eine Ausbil-
dung, ein Studium oder einen Arbeitsplatz ha-
ben, werden auf die Straße getrieben. Wir sollen 
in ein Einkaufszentrum gehen und konsumieren, 
oder wenn wir uns das nicht leisten können, dann 
sollen wir am besten einfach verschwinden.

Aber es geht um mehr als Repression. Wenn 
wir etwas an eine Wand schreiben, stellen wir 
damit die Frage: wem gehört diese Wand? Ge-
hören die Wände den Menschen, die im Kiez le-
ben? Oder gehören sie irgendwelchen Speku-
lanten aus Charlottenburg? Graffiti stellen das 
Eigentumsrecht in Frage.

Wenn Menschen sich über Graffiti aufregen - 
und das tun sehr viele -, so beschweren sie sich 
kaum über die wahre Plage im Stadtbild: die 
Werbung. Ja, Werbung. Die Werbe-Chaoten ma-
len ihre Namen auf allen möglichen Wänden, es 
stört, es ist hässlich und vor allem, niemand will 
es sehen. Warum wird das gesellschaftlich ak-

zeptiert? Weil es zu den herrschenden kapitalis-
tischen Verhältnissen passt.

Das kapitalistische System basiert darauf, 
dass der ganze gesellschaftliche Reichtum sich 
im Privatbesitz befindet. Wer ganze Wohnungs-
blöcke besitzt, kann damit machen, was er will. 
Das heißt, er kann den Namen von McDonalds 
in riesigen Buchstaben darauf malen. Er kann 
aber einem Sprayer verbieten, sein eigenes Tag 
darauf zu malen.

Die Medien gehören natürlich auch zum Pri-
vatbesitz von wenigen reichen Menschen. Zwar 
gibt es offiziell Meinungs- und Pressefreiheit, 
aber was nützt uns das, wenn wir keine Zei-
tungsdruckereien, Fernsehsender oder Radi-
osender haben? Wir Jugendliche haben kaum 
eine Möglichkeit, uns auszudrücken. Wir haben 
keine Möglichkeit, die Stadt, unseren ganzen 
Lebensraum (mit)zugestalten.

Die Wände gehören uns!
Deshalb hat der Versuch, sich selbst ins Stadt-
bild einzubringen, in dem man Züge oder Be-
tonwände bemalt, etwas emanzipatorisches an 
sich. Er bedeutet die Zurückeroberung des öf-
fentlichen Raumes, der durch Privatisierung im-
mer mehr zum Spielzeug von Konzernen wird.

In Venezuela und anderen lateinamerikani-
schen Ländern ist es normal, dass arme Slum-
bewohner und linke Aktivisten ihre politische 
Botschaften durch Wandmalerei rüberbringen. 
Dort heißt es sprichwörtlich: „Die Wand ist die 
Zeitung der Massen.” Auch in Berlin müssen 
die Wände zu Massenzeitungen werden. Stellt 
euch mal vor, es würden im Vorfeld des G8-Gip-
fels nächstes Jahr in Heiligendamm S-Bahn-
Züge vorbei fahren, von oben bis unten bemalt 

mit „STOPPT DIE G8!”
Letztendlich wollen wir 

nicht nur das Recht, die Wände von 
anderen zu besprühen. Wir wollen die Wän-
de selbst. Wir wollen die Medien, die Schulen 
und die Fabriken in die eigenen Hände neh-
men. Wir wollen eine Welt, in der jeder Mensch 
so leben und sich ausdrücken kann wie er oder 
sie möchte. Wir wollen eine Welt, in der wir die 
Wände nicht besprühen müssen! 

Das geht nur, wenn die Menschen, die aus-
gebeutet oder ausgegrenzt werden, also Mig-
ranten, radikale Jugendliche und Arbeiter, ge-
meinsam gegen das kapitalistische System 
kämpfen. Um mit einer klassischen Graffiti-Pa-
role, die in aller Welt bekannt ist, abzuschlies-
sen: Viva la revolucion!

Graffiti ist kein Verbrechen!
Revo-Redebeitrag auf der Demo gegen den Anti-Graffiti-Kongress
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Rund 300 Jugendliche haben am Sonna-
bend in Berlin gegen den bevorstehenden 

Anti-Graffiti-Kongress am 26. und 27. April de-
monstriert. „Graffiti ist kein Verbrechen“ war auf 
dem Fronttransparent zu lesen, in dicken Graffi-
tibuchstaben natürlich.

Bei dem Kongress der Initiative „Noffiti e.V.” 
werden Reinigungsfirmen, Polizisten und Bür-
germeister über härtere Strafen und „Null Tole-
ranz” gegen die Graffiti-Szene diskutieren. Die 
Demonstranten dagegen forderten andere Lö-
sungen: Statt Millionen in Videoüberwachung, 
Hubschraubereinsätze, Haftanstalten zu inves-
tieren, sollte das Geld sinnvoller für neue Ju-
gendeinrichtungen eingesetzt werden. „Graf-
fiti sind ein Ausdruck der Perspektivlosigkeit der 
Jugendlichen” sagte Adrian Wendel vom Bünd-

nis „Pro-Graffiti” gegenüber einem ZDF-Kame-
rateam. Dass Berliner Sprayer nun auch Fluss-
säure einsetzen, sei Resultat des „Aufrüstungs-
wettbewerbs“ zwischen Sprayern und Polizei. 
Diese Spirale kann nur durchbrochen werden, 
in dem man sich „mit den Kids an einem Tisch 
setzt”. Zufälligerweise zog die Demo auch am 
Landesparteitag der Berliner WASG vorbei. Vie-
le Delegierte begrüssten die Demonstration, ei-
nige schlossen sich spontan an.

Aus Angst, dass die SprayerInnen während 
der Demo ihre verbotene Kunst praktizieren 
könnten, hat die Polizei keine Schikane ausgelas-
sen: So wurden Jugendliche, die die Demo kurz 
verliessen, um pinkeln zu gehen oder Kartons aus 
dem Müll zu holen, um darauf etwas zu sprayen, 
verfolgt und kurzzeitig festgenommen.

Außerdem hat die Polizei die Auflage erteilt, 
dass wegen der Anmeldung als politische Ver-
anstaltung nur 50 Prozent der Zeit Musik ge-
spielt werden dürfte. Weil es angeblich wäh-
rend der Demonstration schon zu viel Musik 
gegeben hatte, so durften bei der Abschluss-
kundgebung  auf dem Marianenplatz nur noch 
Redebeiträge gehalten werden.

Am Mittwoch beginnt der Anti-Graffiti-Kon-
gress im Roten Rathaus. Um 14 Uhr gibt es vor 
dem Neptunbrunnen eine Kundgebung mit 
Musik und Graffiti-Wettbewerb.

In den letzten zwei Jahren hat REVOLUTION 
die Pro-Graffiti-Proteste mitorganisiert, und wir 
werden gegen jede Kriminalisierung 
von Jugendlichen mobilisieren.
von Wladek aus Kreuzberg | www.pro-graffiti.tk

300 Leute auf der Demo gegen den Anti-Graffiti-Kongress



Das letzte Unternehmen aus dem Deutschen 
Aktienindex, der Softwaregigant SAP, soll 

auf Antrag eines Teils der Belegschaft einen Be-
triebsrat bekommen. SAP-Mitbegründer und 
Ex-Chef Dietmar Hopp schreibt einen offenen 
Brief an die Belegschaft, spricht über Befürch-
tungen einer gewerkschaftlichen Fremdbestim-
mung des Betriebes, mit dem Hinweis, dass die 
ArbeiterInnen angeblich schon durch den Auf-
sichtsrat ausreichend vertreten sind und droht 
mit Standortverlegung, also Massenentlassun-
gen. Die Erpressungen wirken und die Wahl ei-
nes Vorstandes für den Betriebsrat wird Anfang 
März mit 90 Prozent abgeschmettert.

Bei einem Unternehmen dieser Größe ist die 
Errichtung eines Betriebsrates rechtlich nicht zu 
verhindern. Deshalb wird der Konzern zu einer 
Europäischen Aktiengesellschaft umgewan-
delt. Die Europa AG erlaubt es auf relativ un-
bürokratische Weise, den SAP-Unternehmens-
sitz von Deutschland ins europäische Ausland 
zu verlegen. Dadurch aber lässt sich nicht nur 
ein Betriebsrat verhindern, sondern auch jegli-
che Arbeitermitbestimmung. 

Von März bis Ende Mai 2006 werden bei Sie-
mens, Daimler-Chrysler, M-real Zanders und vie-
len weiteren Unternehmen in Deutschland Be-
triebsräte gewählt. Verschiedene Studien besa-
gen, dass Unternehmen mit Betriebsrat erfolg-
reicher sind als solche ohne. Firmen mit einer 
funktionierenden Mitarbeitervertretung haben 
Produktivitätsgewinne von bis zu 30 Prozent. Be-
triebsräte sind somit nicht unbedingt der kapi-
talistischen Profitlogik abtrünnige Institutionen, 
sie können den „sozialen Frieden“ in einem Be-
trieb durchaus sichern. Wovor also solche Angst? 

Mitbestimmung 
Jegliche Mitbestimmung ist ein Resultat der Ar-
beiterbewegung und somit des Klassenkamp-
fes. Ihre Ursprünge lassen sich bis zur 1848er 
Revolution zurückverfolgen, als ein Antrag auf 
Bildung von Fabrikausschüssen mit begrenz-
tem Mitspracherecht gescheitert ist. Erste Ar-
beitsausschüsse wurden erst mit der Novellie-
rung der Gewerbeordnung 1891 möglich. Wäh-
rend des 1. Weltkrieges, als wilde Streiks im Jahr 
1916 auch Teile der Rüstungsindustrie lahm 
legten, wurde die Handlangerfunktion von so-
genannten „Personalräten“ für das Kapital sicht-
bar. Diese Funktionäre sollten politisch auf die 
Belegschaft einwirken, sollten mögliche Streiks 
abwenden und Kontrolle über die Beschäftig-
ten erlangen. 

Auf den Ausbruch der November-
revolution, als revolutionäre Arbeite-
rInnen und Soldaten die sozialistische 

Republik ausriefen, reagierte die Bourgeoisie 
mit dem Stinnes-Legien-Abkommen. Damit 
sollten dann Betriebsräte ab einer Zahl von 50 
Beschäftigten zugelassen werden. 

In der Weimarer Reichsverfassung von 1919 
wurde schließlich die Einrichtung von Betriebs-
räten “zur Wahrung der wirtschaftlichen und 
sozialen Interessen” der ArbeiterInnen und An-
gestellten verankert. Mit der Niederschlagung 
der Arbeiteraufstände in der Weimarer Repub-
lik waren diese Betriebsräte jedoch nichts mehr 
als Institutionen der „Gemäßigten“, die der SPD 
nahe standen. Es folgte das Betriebsrätegesetz 
von 1920, gegen das sich breiter Protest erhob.

Erschütterungen
Das Gesetz zwang die ArbeiterInnen zur „Unter-
stützung des Arbeitgebers in der Erfüllung der Be-
triebszwecke” und dazu, „den Betrieb vor Erschüt-
terungen zu bewahren”. Mit diesen „Erschütterun-
gen“ waren Streiks und kommunistische Agitati-
on gemeint.  Speziell die deutsche Großindustrie 
wollte über die Betriebsräte die Belegschaft kon-
trollieren und auch die SPD wollte sich vor einer 
„ungeplanten“ Arbeiterbewegung schützen – das 
waren quasi die Lehren des Kapitals und der Re-
formisten aus den Jahren 1918/1919.

Als die Nationalversammlung im Februar das 
Betriebsrätegesetz behandelte, fand vor dem 
Reichstagsgebäude eine von USPD und KPD 
getragene Massenkundgebung gegen diesen 
Entwurf statt. Die Polizei schoss in die unbe-
waffnete Menge und richtete ein Blutbad mit 
mehreren Toten an. 

Nach dem Zusammenbruch des faschisti-
schen Regimes 1945 strebten breite Schichten 
der Gesellschaft eine Entmachtung der Profi-
teure des Regimes an. In allen größeren Indus-
trieregionen bildeten sich antifaschistische Ko-
mitees und Betriebsräte die die Produktion und 
die Versorgung der Bevölkerung selbst in die 
Hand nahmen. Um einer Ausdehnung der Mas-
senbewegung der Arbeiterklasse zu verhin-
dern, trat 1951 das Montan-Mitbestimmungs-
gesetz für Kohle- und Stahlunternehmen in 

Kraft. 
Ein Jahr später schon wurde un-

ter heftigem Protest der Arbeiterklasse das Be-
triebsverfassungsgesetz verabschiedet. Dieses 
Gesetz gilt noch bis heute und setzt den Be-
triebsräten eine Schweige- und Friedenspflicht, 
also einen Verbot von Arbeitskämpfen, auf. 

Gegenmacht? 
Innerhalb des Kapitalismus hört die Demokra-
tie vor dem Werktor auf, deswegen hört sich 
jegliche Art von Mitbestimmung auf den ers-
ten Blick verlockend an. Betriebsräte sind in ih-
rer jetzigen Konstituierung mit ihrer Entschär-
fung des Klassenkampfes Institutionen der bür-
gerlichen Ordnung. Auch der Kapitalist hat In-
teresse an Arbeitermitbestimmung im Betrieb, 
sofern sie ihm stabile Unternehmensverhältnis-
se verschafft. 

MarxistInnen sehen in der Arbeiterklasse das 
revolutionäre Subjekt der Gesellschaft. Deswe-
gen muss man direkt auf diese Klasse einwirken 
müssen. Hierzu sind Betriebsräte von Nutzen, 
denn ihre Funktion als „Berater“ des Unterneh-
mers macht es möglich, Einfluss auf Entscheidun-
gen zu nehmen. Aber selbst diese Einflussnahme 
ist nur begrenzt, da ein Betriebsrat nur ein pas-
sives, reagierendes Vetorecht hat. Zur Überwin-
dung des kapitalistischen Systems ist es inner-
halb eines Betriebes erforderlich, nicht nur ein 
Einfluss auf die Unternehmensführung zu haben, 
sondern die volle Arbeiterkontrolle über den Be-
trieb zu haben. 

Was wären unsere Forderungen an einen Be-
triebsrat? Man kann mit der Wahl in den Be-
triebsrat keine Entlassungen und „Rationali-
sierungsmaßnahmen“ aufhalten. Man kann je-
doch konsequenteR StellvertreterIn der Beleg-
schaft sein, um damit Klassenbewusstsein zu 
schaffen und die Konflikte innerhalb eines Be-
triebes auf andere Betriebe auszuweiten und zu 
politisieren. 

Warum will die SAP nun keinen Betriebsrat? 
Wenn die Unternehmensführung der SAP kei-
nen Betriebsrat haben will, dann nur weil sie 
bemerkt hat, dass man durch einen Betriebsrat 
keine „sozialpartnerschaftliche“ Kontrolle mehr 
über die ArbeiterInnen im Betrieb hat, wie der 
Streik bei Opel Bochum gezeigt hat, wo die Ar-
beiterInnen entgegen den Empfehlungen der 
Gewerkschaften und des Betriebsrates sich für 
den wilden Streik entschieden.

Dort muss die Arbeit von RevolutionärInnen 
ansetzen, an der Basis in Verbindung mit kriti-
schen Gewerkschaftlern und Vertrauensleuten 
muss eine Opposition zur reformistischen Füh-
rung entstehen. Gerade die Kämpfe in Frank-
reich und der Streik im Öffentlichen Dienst in Ba-
den-Württemberg haben erneut das Versagen 
der Führung gezeigt – zusammen mit den kriti-
schen Teilen der Gewerkschaft kann die Formie-
rung einer revolutionären Opposition gelingen.

von Okko aus Prenzlauer Berg
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Betriebsrat?Was ist eigentlich ein...

Wenn ein Betriebsrat...

...droht.



Der mit über 60 Tagen längste Streik in der 
Geschichte Berlins beim spandauer Bau-

maschinenwerk von Case New Holland geht 
weiter. Grund für den Streik Berlins ist die dro-
hende Schließung durch den CNH-Eigentümer 
FIAT. Das Ziel des Konzerns ist die Produktion 
nach Italien zu verlagern, um die dortigen Ka-
pazitäten effizienter auszulasten.

Dass dann 400 Beschäftigte ihren Arbeits-
platz verlieren werden spielt natürlich kei-
ne Rolle. Dass die Auszubildenen ohne Ausbil-
dungsplätze und ohne Qualifikation nur ge-
ringe Chance auf eine wüdige Existenz haben, 
wird ebenfalls in Kauf genommen. 

Und das obwohl seit Jahren wieder schwar-
ze Zahlen geschrieben wurden: Im ersten Quar-
tal verzeichnete das Werk einen Plus von meh-
reren Millionen Euro. Ferner kassiert das Un-
ternehmen Subventionen im Wert von 70Mio. 
Euro vom Staat, um dort „zukunftsfähige Ar-
beitsplätze“ zu schaffen. Angesichts dieser Ein-
nahmen ist eine Schließung nur zynisch.

Da, wo es weh tut!
Deshalb wird gestreikt. Die Blockade zeigte 
schnell Wirkung, da die Unternehmensführung 
nicht nur vom unmittelbaren Ausfall der Produk-
tion betroffen ist, sondern der Standort auch Be-
deutung für die Logistik des Europa-Netzwerks 
hat. Es lagern dort Materialien und fertiggestell-
te Maschinen, die noch nicht an die Kunden aus-
geliefert wurden. Der Wert dieser Lagerbestän-
de beträgt mehrere hundert Millionen Euro.

Das Unternehmen versuchte natürlich sein 
ureigenstes Recht zu gebrauchen und „Arbeits-
willigen“ seine Produktionsmittel anzubieten. 
So wurde der Zugang zur Fabrik mittels Gericht-
sentscheidung und Polizei durchgesetzt.

Ferner wurde und wird immer wieder ver-
sucht, die gelagerten Maschinen mit Sattel-
schleppern abzutransportieren. Dies konnte  
bislang durch die Blockade der Zufahrten er-
folgreich verhindert werden.

Das Vorhaben Streikbrecher aus Italien zum 
CNH-Werk zu verlagern, hat sich glücklicher-
weise als Nullnummer erwiesen. Die italieni-
schen FIAT-Arbeiter wollten den Kampf der 
CNH-Arbeiter nicht sabotieren und solidarisier-
ten sich mit dem Streik. Hier hat sich wieder ge-
zeigt welch große Rolle internationale Solidari-
tät spielt und wie wichtig es ist, sich nicht vom 
Unternehmer spalten zu lassen.

Durch gute Kontakte zu den italienischen 
FIAT-Werken konnte die Entsendung von Streik-
brechern verhindert werden. Sinnvoller wäre es 
aber, wenn eine solche Zusammenarbeit nicht 
nur durch zufällige Kontakte zustande käme, 
sondern durch eine international agierende Ge-
werkschaft organisiert würde. Um sich gegen 
die Angriffe multinationaler Konzerne zu weh-
ren, sind eben auch mulitnationale Gewerk-
schaften nötig. 

Einen weiteren Schritt in die richtige Richtung 
gibt es am 1. Mai, wenn die Mitarbeiter von CNH 
nach Turin fahren um ihre italienischen Kolleg-
Innen über ihre aktuelle Situation zu informieren 

und internationale Solidarität aufzubauen. 
Hier zeigt sich auch, dass rassistische Ansich-

ten (und damit die Verweigerung von interna-
tionaler Zusammenarbeit) den ArbeiterInnen 
nur schaden können.  Auch wenn Arbeiter nicht  
nicht von Natur aus antirassistisch sind, so liegt 
eine antirassistische Einstellung in ihrem unmit-
telbaren, ökonomischen Interessen, was durch 
solche Kampferfahrungen klar wird.

Da es gesetzlich verboten ist, Streiks auf-
grund von Werksschließungen zu führen, setzt 
die IG-Metall offiziell darauf, für einen Sozialtarif 
zu streiken, durch den die Kosten für Abfindun-
gen u. ä. eine Auflösung des Werkes unrentabel 
machen würden.

Die Unternehmensführung zeigt sich indes 
entschlossen, den Streik zu brechen und nicht 
mit den Arbeitern zu verhandeln, denn ihr de-
klariertes Ziel ist und bleibt die Schließung!

Die Streikenden haben allerdings nichts zu ver-
lieren und sind ihrerseits entschlossen, den Streik 
und die Blockade bis zum bitteren Ende aufrecht-
zuerhalten. Die Sympathie der Bevölkerung ist je-
denfalls auf ihrer Seite. Es kann jedoch nur der 
gemeinsame Kampf von CNH mit anderen span-
dauer Betrieben wie Osram, Siemens, BMW er-
folgreich sein. Dabei wird die Rolle des Aufbaus 
einer klassenkämpferischen Massenorganisation 
zentral, die dem ökonomischen Tageskampf po-
litische Perspektiven gibt. 

Was kann man tun?
Als allererstes kann man den Streik auf vielfäl-
tige Arten unterstützen. Ob Solidaritätsgrüße 
oder Unterschriftenaktionen oder die eingene 
Anwesenheit. Die Präsens von UnterstützerIn-
nen stärkt den Streikenden nicht nur psychisch 
den Rücken. Man kann sich auch in die Telefon-
liste einschreiben um, falls ein Durchbruchsver-
such gestartet wird, schnell informiert zu wer-
den. Dazu kann man Solikomitees aufbauen um 
den Streik zu unterstützen und den Widerstand 
zu vernetzen.   

Wir fordern gegenüber CNH bzw. FIAT, dass 
das spandauer Werk erhalten bleibt und alle Be-
schäftigten ohne Lohneinbußen und Arbeits-
zeitverlängerung weiterarbeiten können.

Die demokratische Kontrolle der Arbeite-
rInnen über den Betrieb würde ermöglichen, 
dass solche „bösen Überraschungen“ wie Ent-
lassungen oder Schliessungen in Zukunft nicht 
mehr überraschen. Durch Arbeiterkontrolle wäre 
es möglich, dass nicht für die Profite des FIAT-
Konzerns, sondern im Interesse der Beschäftig-
ten und KonsumentInnen proudziert würde.

von Lucien aus Tempelhof und Tom aus Bernau

Streik bei CNH
REVOLUTION ist eine internationale kommu-
nistische Jugendorganisation. Wir kämpfen 
gegen Krieg, Sozialabbau, Ausbeutung, Ar-
beitslosigkeit, Rassismus, Sexismus, Faschis-
mus, Umweltzerstörung – aber vor allem ge-
gen die Ursache dieser Probleme: den globa-
len Kapitalismus. Zusammen mit GenossInnen 
auf der ganzen Welt treten wir für eine World 
Revolution ein. Willst du mitkämpfen? Schick 
uns eine Mail oder schau einfach mal vorbei!

Revo Berlin
Treffen: Café Rojo - siehe Seite 2
info@onesolutionrevolution.de

Revo Bernau
Treffen: im Dosto - Termin erfragen 
☛ www.revo-bernau.de.vu
bernau@onesolutionrevolution.de

Revo Wolfsburg
Treffen: jeden Donnerstag um 17 Uhr
Jugendhaus Ost, Walter-Flex Weg 2
wolfsburg@onesolutionrevolution.de

Revo BRD
kassel@onesolutionrevolution.de
muenster@onesolutionrevolution.de
osnabrueck@onesolutionrevolution.de
stuttgart@onesolutionrevolution.de

Revo Schweiz
☛ www.revo.ch.tc
revo_info@gmx.ch

Revo Weltweit
CZ ☛ revo.revoluce.info
UK ☛ www.worldrevolution.org.uk
SE ☛ www.revolution.se
AT ☛ www.revolution-austria.at
IN ☛ revoindonesia.blogspot.com
AU ☛ www.onesolutionrevolution.org

Der Weg zur 
Revolution
Manifest der kommunisti-
schen Jugendorganisation 
REVOLUTION 
A5-Broschüre, 24 Seiten, 
1 Euro

Do It Yourself!
Eine REVOLUTION-Gruppe 
vor Ort selber aufbauen.
A5-Broschüre, 8 Seiten, 
0,50 Euro

Forum
Willst du die Ideen 
in dieser Zeitung diskutieren? 
Dann besuche das Revo-Forum:
☛ www.onesolutionrevolution.de/forum 11

Bereits der längste Streik in der Geschichte Berlins

Organize



Gewalt, 
Gewalt!
Gewalt, Gewalt, Gewalt, Gewalt!

Das Versagen des deutschen Schulsystems 
wurde erneut offenbar. Während die bür-

gerlichen Medien über schulische Gewalt be-
richten, ist kaum zu verheimlichen, dass tiefe 
soziale Probleme dahinter stecken.

Ende März schickte das Kollegium der Rütli-
Hauptschule in Berlin-Neukölln einen „Hilferuf“ 
an den Senat. Darin beklagten sie die „Aggressi-
vität, Respektlosigkeit und Ignoranz“ der Schü-
ler. Sie schrieben weiter, dass die Lehrerschaft 
„am Rande ihrer Kräfte“ sei.

Der Brief gelangte an die Öffentlichkeit und 
sensationslüsterne Journalisten strömten zur 
Rütli-Schule. Sie berichteten von randalierenden 
jugendlichen Migrantenkindern und zeigten Bil-
der von Steinwürfen, für die sie laut Aussagen 
von Schülern auch gern 70 € bezahlt hatten. „Ge-
walt ist normal in Neukölln“ war die von den Me-
dien gewollte Botschaft. Jetzt aber sei „ein derart 
unerträgliches Ausmaß erreicht, dass Schulleiter 
sich gezwungen sehen, die komplette Auflösung 
ihrer Schule bei den Behörden zu beantragen“, ver-
kündete Anne Will in den ARD-Tagesthemen.

Mal abgesehen davon, dass es den Verfas-
sern des „Hilferufs“ um die Abschaffung der 
Hauptschule als solche und nicht darum ging, 
die eigene Schule zu schließen, ist auch das „un-
erträgliche Ausmaß“ nicht neu.

Horst Bosetzky, der die Rütli-Schule 1951 ver-
ließ, schrieb in der Berliner Zeitung vom 8. April: 
„Ein Rütli-Schüler, ja das war ich. Zu Schlägerei-
en verabredet, Lehrer geärgert und Schwächere 
geschlagen – all das, was man heute so liest über 
die angeblich so schreckliche Neuköllner Schu-
le, das haben wir auch gemacht. Und wir waren 
keine Ausländer.“ Auch in der Sekundarschule 
„Karl Marx“ in Gardelegen bei Magdeburg gibt 
es entsprechende Probleme, auch hier gab es 
ein Schreiben, einen „Hilferuf“, in dem von „Ohn-
machtsgefühlen und Resignation“ die Rede war.

Obwohl der „Ausländeranteil“ an der Karl-
Marx-Schule nicht nennenswert ist, wird die öf-
fentliche Debatte über Gewalt an Schulen meist 
im Zusammenhang mit „Integrationsproble-
men“ geführt. So gab es neben unzähligen Ar-
tikeln auch im Bundestag eine Aktuelle Stunde 
zum Thema „Integration und Gewalt an Schu-
len“, bei der die Themen Gewalt und Migrati-

on fest miteinander verknüpft wurden. Das ist 
nichts weiter als rassistische Hetze. Denn mit 
den vielbeschworenen „Integrationsproblemen“ 
hat die Schulgewalt nur sehr bedingt zu tun.

Aus Arbeiterfamilien
Die Karl-Marx-Schule und die Rütli-Schule ver-
bindet nicht der „hohe Ausländeranteil“, son-
dern vor allem eines: Die SchülerInnen kom-
men aus schlecht gestellten Arbeiterfamilien, 
ihre Zukunft sieht alles andere als rosig aus. Es 
erwartet sie der Fortlauf der Krise des Kapitalis-
mus: Niedrigstlöhne, Arbeitslosigkeit, ständige 
Sozialkürzungen – wachsende Unsicherheit.

Doch ehe man zugibt, dass die Widersprüche 
der kapitalistischen Gesellschaft für die Misere 
verantwortlich sind, stürzt man sich auf die am 
stärksten Betroffenen, auf die Flüchtlinge und 
Migranten und macht deren „mangelnde Inte-
gration“ für die Probleme des kapitalistischen 
Systems verantwortlich.

Dieser Rechtsruck zum Selbstschutz ist ganz 
natürlich, aber deswegen nicht minder gefähr-
lich. Der staatlich und medial geförderte Rassis-
mus trägt auch schon Früchte. So ist es nicht ver-
wunderlich, dass sogar das Lehrerkollegium der 
Rütli-Schule ihren „Hilferuf“ mit einer Ausführung 
über den hohen „Gesamtanteil der Jugendlichen 
n.d.H. (nicht deutscher Herkunft)“ beginnt.

Auch das Anwachsen faschistischen Gedan-

kenguts in der Bevölkerung, die Wahlerfolge 
rechtsradikaler Parteien sind in diesem Zusam-
menhang zu sehen.

„Wenn wir uns die Entwicklung unserer Schule 
in den letzten Jahren ansehen, so müssen wir fest-
stellen, dass die Hauptschule am Ende der Sack-
gasse angekommen ist und es keine Wendemög-
lichkeit mehr gibt.

Welchen Sinn macht es, dass in einer Schule 
alle Schüler/innen gesammelt werden, die weder 
von den Eltern noch von der Wirtschaft Perspekti-
ven aufgezeigt bekommen, um ihr Leben sinnvoll 
gestalten zu können. [...] Hauptschule isoliert sie, 
sie fühlen sich ausgesondert und benehmen sich 
entsprechend.

Deshalb kann jede Hilfe für unsere Schule nur 
bedeuten, die aktuelle Situation erträglicher zu 
machen. Perspektivisch muss die Hauptschule in 
dieser Zusammensetzung aufgelöst werden zu 
Gunsten einer neuen Schulform mit gänzlich neu-
er Zusammensetzung. [...]

2009 wird unser Schulgebäude 100 Jahre alt 
und wir hoffen, dass bis dahin eine Schule geschaf-
fen werden kann, in der Schüler/innen und Lehrer/
innen Freude am Lernen bzw. Lehren haben.“

Ein frommer Wunsch der Lehrer der Rütli-
Schule, jedoch ein höchst irrealer, denn solan-
ge der Kapitalismus existent ist, werden sich die 
sozialen Probleme immer weiter verschärfen.

von Wilhelmine Clementine und Jalava aus Berlin

Schmierer-Chaoten marschieren durch 
Berlin und schmieren alles voll! Seite 9

Französische Regierung knickt ein we-
gen ein paar Demo-Chaoten! Seite 3

Streik-Chaoten veruschen, den Standort 
Deutschland kaputt zu machen! Seite 10
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